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i Neue Fakten berücksichtigen
Betrifft: Stellungnahme von
Herbert Jahn zum Trianel­

Kraftwerksprojekt

Meines Wissens steht im
Kommunalwahl- Programm
der CDU aus dem Jahre 2004
nicht, dass Lünen ein weiteres
Kraftwerk bekommen soll.
Ich glaube, dann wäre die
Wahl anders ausgegangen.
Vor der Abstimmung im Mai
2006 im Rat, auf die Herr Jahn
auch hinweist, war noch die
'Rede von 300 bis 350 neuen
Arbeitsplätzen, jetzt nur noch
150 oder 75. Kosten damals
rd. € 750 Millionen, jetzt €
1,2 Milliarden. Wie wirkt sich
diese Kostenexplosion auf die
Rentabilität des Kraftwerks
aus? (00')

Die Kohlepreise steigen seit
einiger Zeit, da unter ande­
rem China Kohle nicht mehr
exportiert, sondern auf den
Weltmärkten einkauft. Auch
dies belastet die Rentabilität

des neuen Kraftwerks.
(00') Auch war im Mai 2006

nicht bekannt, dass z.B. 25 %
der erzeugten Energie von Lü­
nen nach Österreich und in
die Südschweiz exportiert
werden soll. Das wichtigste
Argument gegen die geplan­
ten Kraftwerke, der IPCC Re­
port über die Folgen des Kli­
mawandels, kam erst im Juli
d. Jahres heraus. Alle diese
Hinweis und Fakten müssten
eigentlich ausreichen, eine
Meinung auch ändern zu
können. Trianel fordert heute
verlässliche Partner. Auch die
Bürger Lünens möchten dies.
Der Geschäftsführer Trianel
Sven Becker sagte: ,Wenn ei­
ne Mehrheit der Meinung ist,
dass das Kraftwerk nicht ge­
baut werden soll, haben wir
sicher auch andere Standor­
te.' Nun, Herr Becker, wie ver­
lässlich sind sie? Ich glaube
inzwischen aufgrund zahlrei­
cher Gespräche, dass die

Mehrheit der Lüner Bürger
die Kraftwerke nicht möchte!!
Nur dies soll die Bürgerbefra­
gung zeigen.
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